
Richtlinie über die Anforderungen an Träger von 
Kursen zur Wiederherstellung der Kraftfahreignung 

(§ 70 FeV) und deren Begutachtung durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen 

I. 	 Begutachtungsverfahren 

1. 	 Antrag 

1.1 	 Der Antrag für die nach § 72 FeV erforderlichen 
Begutachtungen ist bei der Bundesanstalt für 
Straßenwesen schriftlich zu stellen. Der Antrag 
auf Begutachtung durch die Bundesanstalt für 
Straßenwesen muss folgenden Anforderungen 
genügen: 

- Die AntragsteIlung erfolgt mit dem von der 
Bundesanstalt für Straßen wesen im Internet 
veröffentlichten Antragsformular. 

- Der Antrag muss von einem vom Träger bevoll­
mächtigten Vertreter unterzeichnet sein. 

- In dem Antrag muss der Geltungsbereich der 
Begutachtung festgelegt sein. 

- Dem Antrag müssen folgende Unterlagen als 
Anlagen beigefügt sein: 

• Nachweise über die Rechtsform des Trägers, 
Bezeichnung der juristischen Person, 

• Informationen über die Organisation und die 
Leitung des Trägers (Organigramm und An­
gaben der Schlüsselpositionen in der Leitung 
des Trägers, Befugnisse und Zuständigkei­
ten), seine Tätigkeiten und seine Beziehun­
gen zu übergeordneten Organisationen, 

• Anschriften aller Stellen, in denen die Dienst­
leistung durchgeführt wird, 

• Aufforderung der nach Landesrecht zustän­
digen Behörde, ein Gutachten der Bundes­
anstalt für Straßenwesen beizubringen. 

2. 	 Erstbegutachtung 

2.1 	 Die Erstbegutachtung erfolgt bei neuen Trägern, 
die eine amtliche Anerkennung bei der nach Lan­
desrecht zuständigen Behörde beantragt haben. 
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4. 	 Durchführung der Fahrer1aubnisprüfung 

4.1 	 Die Technische Prüfstelle muss über ein Aufzeich­
nungssystem verfügen, das dem Rahmen seiner 
Tätigkeit und allen bestehenden Vorschriften ent­
spricht. Das Aufzeichnungssystem muss darüber 
Aufschluss geben. in welcher Weise jede einzelne 
Fahrerlaubnisprüfung durchgeführt wurde. 

4.2 	 Die Technische Prütstelle regelt Art, Umfang und 
Inhalte seiner Kundeninformationen. Insbesonde­
re muss sie sicherstellen, dass allen im Bereich 
einer Nebenstelle, Niederlassung bzw. Region 
tätigen Fahrschulen prufungsrelevante Informa­
tionen zur Verfügung gestellt werden. 

4.3 	 Auftragsprufung und Vorbereitung der Fahrerlaub­
nisprüfung 

4.3.1 	 Die Technische Prüfstelle stellt sicher. dass eine 
eingehende Überprüfung der Durchführbarkeit 
eines Prufauftrags anhand der relevanten Unterla­
gen vor der Durchführung der Fahrerlaubnisprufung 
erfolgt und jeder Prüfauftrag sowie die dazugehöri­
gen Dokumente und Aufzeichnungen unverwech­
selbar gekennzeichnet werden. 

4.3.2 	 Die Technische Prüfstelle trifft Regelungen, die 
eine Termindisposition und Auftragsbearbeitung 
innerhalb eines angemessenen Zeitrahmens. eine 
effiziente Auftrags- und Terminverfolgung sowie 
eine kundenorientierte Durchführung der Prüfung 
gewährleisten. 

Die Forderungen des Arbeitszeitgesetzes sind zu 
erfüllen. 

4.3.3 	 Die Technische Prüfstelle stellt den wechselnden 
Einsatz der Fahrerlaubnisprufer bei theoretischen 
und praktischen Fahrerlaubnisprüfungen sicher. 

4.4 	 BeigestelIte Unterlagen 

4.4.1 	 Die Technische Prütstelle muss geeignete Vorkeh­
rungen treffen, dass die beigestelIten Unterlagen 

- bei Empfang auf Identität und Vollständigkeit 
geprüft werden, 

- während ihres Verbleibs in der Technischen 
Prufstelle nicht verloren gehen oder beschädigt 
werden, 

nur von zuständigen Personen unter Wahrung 
der datenschutzrechtlichen Vorschriften ver­
wendet werden und eine unbefugte Einsicht­
nahme ausgeschlossen ist, 

- nach Abschluss der Fahrerlaubnisprüfung 
übergeben bzw. zurückgegeben werden. 

Dies gilt auch bei elektronischer Abwicklung. 

4.5 	 Theoretische und praktische Fahrerlaubnisprü­
fung 

4.5.1 	 Die Technische Prüfstelle stellt sicher, dass die 
pe-basierte theoretische Fahrerlaubnisprüfung 
(insbesondere mit Bildschirm, auch mit Audio­
Unterstützung) und die praktische Fahrerlaubnis­
prufung entsprechend der Fahrerlaubnis-Verord­
nung und der Prüfungsrichtlinie nachprüfbar nach 
einheitlichen Verfahrensweisen entsprechend der 
jeweils beantragten Fahrerlaubnisklasse(n) erfolgt. 

4.5.2 	 Die Einhaltung der gesetzlich vorgeschriebenen 
Prüfungsdauer ist sicherzustellen. 

4.5.3 	 Über die praktische Fahrerlaubnisprüfung sind 
mindestens nachfolgende Aufzeichnungen zu fer­
tigen, aus denen die Begründung des Prüfergeb­
nisses ableitbar ist: 

- Datum der Prüfung. 

- Name des Fahrerlaubnisprüfers, 

- Name des Prüflings. 

- Fahrerlaubnisklasse(n), 

- Beginn und Ende der Fahrerlaubnisprufung, 

- Anzahl der absolvierten Grundaufgaben, 

- Angabe, ob innerhalb geschlossener Ortschaf­
ten gefahren wurde, 

- Angabe, ob außerhalb geschlossenerOrtschaf­
ten gefahren wurde, 

- Angabe, ob auf der Autobahn oder auf auto­
bahnähnlich ausgebauten Kraftfahrstraßen ge­
fahren wurde. 
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2.2 Die Bundesanstalt für Straßenwesen benennt ein schnitt 11 Nummer 4 genannten Anforderungen 
qualifiziertes Begutachtungsteam, unterrichtet erfüllt. Die Kursüberprüfung ist vom Träger mit dem 
den Träger hierüber und fordert von ihm die zu von der Bundesanstalt für Straßenwesen im Inter­
begutachtenden Unterlagen an. net veröffentlichten Antragsformular zu beantragen. 

Einwände des Trägers gegen die Zusammenset­
zung des Begutachtungsteams müssen in jedem 5. Begutachtung aus besonderem Anlass 

Einzelfall begründet werden. Fordert eine für die amtliche Anerkennung zustän­

2.3 Die vom Träger übersandten Unterlagen werden 
auf Konformität mit den geltenden Anforderungen 
geprüft. Anschließend wird die räumliche, sachli­
che und personelle Ausstattung des Trägers vor 
Ort begutachtet. 

Wenn nach Prüfung der übersandten Unterlagen 
bereits erhebliche Abweichungen deutlich wer­
den, kann die Bundesanstalt für Straßen wesen 

dige Landesbehörde vom Träger, sich einer Be­
gutachtung aus besonderem Anlass durch die 
Bundesanstalt für Straßenwesen zu unterziehen, 
kann diese Begutachtung auch unangemeldet 
durchgeführt werden. Die Kosten für die Begut­
achtung aus besonderem Anlass werden dem 
Träger von der Bundesanstalt für Straßenwesen 
in Rechnung gestellt. 

die Begutachtung der räumlichen, sachlichen und 6. Gutachten der Bundesanstalt für Straßenwesen 
personellen Ausstattung bis zur Beseitigung die­
ser Abweichungen durch den Träger aussetzen. 

Die Beseitigung der bei der Unterlagenprüfung 
und bei der Begutachtung der räumlichen, sach­
lichen und personellen Ausstattung festgestellten 

Die Bundesanstalt für Straßenwesen übersendet 
dem Träger über die Ergebnisse der unter den 
Nummern 2.3, 3.1, 3.2, 3.4, 4. und 5. genannten 
Begutachtungen jeweils einen Gutachtenentwurf 
und fordert ihn auf, zu dem Gutachtenentwurf 

Abweichungen wird dem Träger von der Bundes­
anstalt für Straßenwesen gesondert bestätigt. 

Werden der Bundesanstalt für Straßenwesen die 
erforderlichen Nachweise über die vollständige Be­
seitigung der bei der Unterlagenprüfung und der 
Begutachtung der räumlichen, sachlichen und per-

Stellung zu nehmen. 

Das unter Berücksichtigung der Stellungnahme 
des Trägers erstellte Gutachten wird von der Bun­
desanstalt für Straßenwesen dem Träger sowie 
den für die amtliche Anerkennung zuständigen 
Länderbehörden übersandt. 

sonellen Ausstattung festgestellten Abweichungen 
nicht spätestens ein Jahr nach Versand des ent­ 11. Anforderungen 
sprechenden Begutachtungsberichts vorgelegt, 
wird das Begutachtungsverfahren abgebrochen. 

1. 

1.1 

Qualitätsmanagement 

Der Träger muss rechtlich identifizierbar sein und 
3. Regelmäßige Begutachtung über eine schriftliche Dokumentation seiner Ge­

3.1 Im Rahmen der regelmäßigen Begutachtung eines schäftsbedingungen verfügen. 

neuen Trägers von Kursen zur Wiederherstellung 1.2 Die oberste Leitung des Trägers muss die Quali­
der Kraftfahreignung wird frühestens sechs, spä­ tätspolitik festlegen und dokumentieren, ein­
testens jedoch acht Monate nach Aufnahme der schließlich der Qualitätsziele und der Verpflichtung, 
Tätigkeit die erste Begutachtung vor Ort in der die Dienstleistung fachgerecht und in einheitlicher 
Trägerniederlassung durchgeführt. und erforderlicher Qualität unter Beachtung des 

3.2 Das Intervall für die nachfolgenden regelmäßigen 
Begutachtungen vor Ort hängt von der nachgewie­
senen Qualität und Stabilität der jeweiligen Dienst-

Standes von Wissenschaft und Technik, der recht­
lichen Rahmenbedingungen und der berufsethi­
schen Verpflichtungen zu erbringen. 

leistung ab und darf zwei Jahre nicht überschreiten. Die Qualitätspolitik des Trägers muss in ihren Ziel­

In der Regel finden die Begutachtungen vor Ort 
beim Träger statt. Zusätzlich können anlassbe­
dingt Begutachtungen vor Ort in den Stellen, in 

setzungen die berechtigten Anforderungen der be­
troffenen Kunden, der Aufsichtsbehörde, der Fahr­
eriaubnisbehörde und der Gerichte berücksichtigen. 

denen Kurse zur Wiederherstellung der Kraftfahr- Der Träger hat sicherzustellen, dass die festgeleg­
eignung stattfinden, durchgeführt werden. te Qualitätspolitik auf allen Ebenen der Organisa­

3.3 Von der Bundesanstalt für Straßenwesen können tion verstanden, verwirklicht und aufrechterhalten 

Begutachtungen vor Ort auch unangemeldet wird. 

durchgeführt werden. 1.3 Der Träger legt den Organisationsaufbau und die 

3.4 Die Bundesanstalt für Straßenwesen kann in Ka- Zuständigkeiten und Befugnisse von Personal mit 

lenderjahren, in denen sie keine Begutachtungen 
vor Ort durchführt, eine Unterlagenprüfung vor­
nehmen. Die zu prüfenden Unterlagen sind der 
Bundesanstalt für Straßenwesen vom Träger nach 
schriftlicher Aufforderung zu übersenden. 

leitender, ausführender und qualitätsprüfender 
Tätigkeit fest und dokumentiert diese Festlegun­
gen. Für leitende, ausführende und qualitätsprü­
fende Tätigkeiten ist ausreichendes qualifiziertes 
Personal und die erforderliche sachliche Ausstat­
tung bereitzustellen. 

4. Überprüfung eines neuen Kursprogramms 1.4 Der Träger muss sicherstellen, dass alle von ihm 
Wenn der Kursträger ein naues Kursprogramm ein­ eingesetzten Mitarbeiter über die fachlichen und 
setzen will, überprüft die Bundesanstalt für Stra­ persönlichen Voraussetzungen zur Durchführung 
ßenwesen, ob das naue Kursprogramm die in Ab- der ihnen übertragenen Aufgaben verfügen und 
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die erforderlichen Aus- und Weiterbildungen ab­
solviert haben. 

Zur Gewährleistung der anforderungsgerechten 
Weiterbildung aller Mitarbeiter müssen vom Träger 
nach dokumentierten Verfahren der Weiterbil­
dungsbedarf ermittelt, die Inhalte der Weiterbil­
dungsmaßnahmen festgelegt und die Weiterbil­
dung der Mitarbeiter nachgewiesen werden. 

Mitarbeiter mit speziellen Aufgaben müssen ent­
sprechend den für sie geltenden Anforderungen 
qualifiziert sein. 

Nachweise über die einschlägigen Qualifikatio­
nen, die berufliche Erfahrung und die Weiterbil­
dungen jedes einzelnen Mitarbeiters müssen vom 
Träger aufbewahrt und auf dem neu esten Stand 
gehalten werden. 

Zum Nachweis der Durchführung der Weiterbil­
1.8 

dungsmaßnahmen sind vor allem folgende Anga­
ben festzuhalten: 

- erforderliche personenbezogene Daten (Name, 
Vorname, Titel), 

durchgeführte Maßnahmen zur Weiterbildung, 

- Datum und zeitlicher Umfang der Weiterbil­
dung. 

1.5 Der Träger und seine Beschäftigten müssen un­
parteiisch und von den durch ihre Dienstleistung 
betroffenen Parteien unabhängig sein. Sie dürfen 
sich nicht mit Tätigkeiten befassen, die ihre Un­
abhängigkeit und ihre Integrität bei den Kurs­
durchführungen verletzen können. 

Die Beschäftigten des Trägers dürfen keinerlei 
kommerzieller, finanzieller oder sonstiger Beein­
flussung ausgesetzt sein. 

Es muss durch Regelungen sichergestellt werden, 
dass außenstehende Personen und Organisatio­ 1.9 
nen nicht auf die Ergebnisse der Dienstleistung 
einwirken können. 

Die Vergütung für die mit der Dienstleistung be­
schäftigten Personen darf nicht von den Ergebnis­
sen der durchgeführten Dienstleistung abhängen. 

1.6 Die Verfahren, nach denen der Träger und seine 
Stellen arbeiten, müssen ohne Diskriminierung 
angewendet werden. 

1.7 Der Träger muss für seinen Tätigkeitsbereich ein 
Qualitätsmanagementsystem verbindlich einfüh­
ren und dafür sorgen, dass auch tatsächlich da­
nach gehandelt wird. 

Er muss sein Qualitätsmanagementsystem in 
einem Handbuch vollständig dokumentieren. Dies 
gilt insbesondere für alle Prozesse, die nach den 
Anforderungen zu regeln oder sicherzustellen 
sind. Das Qualitätsmanagementhandbuch muss 
mindestens folgende Dokumente in der jeweils 
neuesten Fassung als mitgeltende Unterlagen 
aufführen, die allen Mitarbeitern zur Verfügung 
stehen: 

- Straßenverkehrsgesetz (StVG), 

- relevante Auszüge aus dem Bundesdaten­
schutzgesetz und den datenschutzrechtlichen 
Bestimmungen des jeweiligen Bundeslandes, 

- Fahrerlaubnis-Verordnung (FeV), 

- Leitfaden zur Anerkennung von Kursen gemäß 
§ 70 FeV (VkBI. 2002, S. 324), 

- Begutachtungsleitlinien zur Kraftfahreignung, 

- Kursleiterhandbuch (für das jeweils zur Anwen­
dung kommende Kursprogramm). 

Der von der obersten Leitung des Trägers be­
stimmte Qualitätsmanagementbeauftragte stellt 
in eigener Verantwortung die Festlegung, Verwirk­
lichung und Aufrechterhaltung des Qualitätsma­
nagementsystems in Übereinstimmung mit den 
vorliegenden Anforderungen sicher. 

Der Qualitätsmanagementbeauftragte ist der 
obersten Leitung des Trägers direkt verantwort­
lich und ihr unmittelbar zugeordnet. 

Der Träger muss sicherstellen, dass in Form ent­
sprechender Aufzeichnungen die Erfüllung der 
Qualitätsforderungen bei der Auftragsbearbeitung 
im Einzelfall sowie die wirksame Arbeitsweise des 
Qualitätsmanagementsystems rückverfolgbar 
nachgewiesen werden. Der Träger stellt durch Re­
gelungen die unverwechselbare Kennzeichnung 
jedes einzelnen Auftrags und der zugehörigen Do­
kumente und Aufzeichnungen während des ge­
samten Bearbeitungsprozesses sicher. 

Die sichere Aufbewahrung, die Pflege, die Aufbe­
wahrungsdauer und die Beseitigung von Auf­
zeichnungen sowie die jeweiligen Zuständigkeiten 
sind vom Träger zu regeln. Die Bestimmungen 
des Datenschutzes sind einzuhalten. 

Zum Nachweis gegenüber der Bundesanstalt für 
Straßenwesen müssen die Aufzeichnungen - so­
weit übergeordnete Bestimmungen dem nicht 
entgegenstehen - mindestens fünf Jahre aufbe­
wahrt werden. 

Der Träger muss über ein System zur Überwa­
chung der gesamten Dokumentation des Quali­
tätsmanagements verfügen und sicherstellen, dass 

- die gültigen Ausgaben der Qualitätsmanage­
mentdokumente und der mitgeltenden Unter­
lagen jedem Mitarbeiter, der sie benötigt, zur 
Verfügung stehen, 

alle Änderungen und Ergänzungen der Doku­
mente durch einen ordnungsgemäßen Geneh­
migungsvermerk abgedeckt sind und rechtzei­
tig an den betroffenen Stellen verfügbar sind, 

überholte Dokumente beim Träger und seinen 
Stellen entfernt werden, jedoch eine Ausferti­
gung für eine bestimmte Zeitspanne aufbe­
wahrt wird, 

- überholte Dokumente, die aufbewahrt werden, 
eindeutig gekennzeichnet werden, 

- andere Anwender seines Qualitätsmanage­
mentsystems (z. B. freie Mitarbeiter>.. und 
Außenstehende, soweit notwendig, über Ande­
rungen unterrichtet werden. 

Alle Qualitätsmanagementdokumente müssen 
vor ihrer Herausgabe durch befugtes Personal be­
züglich ihrer Angemessenheitgeprüft und geneh­
migt werden. Dieses Personal prüft und geneh­
migt auch die Änderung von Dokumenten. Die 



Heft 3 2014 128 VkBI. Amtlicher Teil 

Änderungen müssen in den Dokumenten selbst Er stellt sicher, dass nur solche Ueferanten ver­
oder in geeigneten Anlagen ausgewiesen werden. pflichtet werden, die über geeignete Qualitäts­

Der Träger muss sicherstellen, dass durch einen 
innerbetrieblichen Informationsdienst betroffene 

nachweise verfügen. Die Leistungsqualität regel­
mäßig beauftragter Ueferanten ist durch eigene 

Mitarbeiter über den aktuellen Stand der relevan- Recherchen und fortlaufende Bewertung zu veri­

ten rechtlichen Bestimmungen, Normen, Metho­
den und wissenschaftlichen Erkenntnisse infor­

fizieren. Hierüber sind entspreChende Aufzeich­
nungen zu erstellen. 

miert werden. Für alle zu beschaffenden Produkte und Dienst­

1.10 Der Träger stellt sicher, dass alle Personen, die 
die Dienstleistung in Anspruch nehmen wollen, im 
Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und sofern 
sie die erforderlichen vorgeschriebenen Voraus­
setzungen erfüllen, grundsätzlich Zugang hierzu 

leistungen, die für die Qualität der Dienstleistung 
relevant sind, müssen die für die Beschaffung 
maßgeblichen Spezifikationen dokumentiert und 
diese Beschaffungsdokumente vor ihrer Freigabe 
geprüft und genehmigt werden. 

haben. Es dürfen keine unangemessenen Bedin­ 1.14 Der Träger regelt die Ausstattung mit Prüfmitteln 
gungen finanzieller oder sonstiger Art bestehen. sowie deren Einsatz, Überwachung und Aufbe­

1.11 Der Träger muss durch angemessene Regelungen wahrung. 

und Maßnahmen sicherstellen, dass auf allen Durch die Regelungen werden die fortdauemde 
Ebenen seiner Organisation (einschließlich seiner Eignung und Aktualisierung der Prüfmittel für de­
Ausschüsse) die im Rahmen der Dienstleistung ren vorgesehene Verwendung und die erforderli­
erhaltenen Informationen unter Beachtung der chen Prüf-, Eich-, Kalibrierungs- und Wartungs­
Schweigepflicht (§ 203 StGB) vertraulich bleiben. intervalle sichergestellt sowie die Dokumentation, 

Alle personenbezogenen Daten unterliegen den 
Bestimmungen des Bundesdatenschutzes bzw. 

die Zuständigkeiten und das Freigabeverfahren 
festgelegt. 

den Datenschutzvorschriften der Länder. Sie sind Der Träger muss sicherstellen, dass Prüfmittel vor 
entsprechend dieser Regelungen aufzubewahren der erstmaligen Inbetriebnahme den festgelegten 
und werden nach Ablauf der festgelegten Fristen Standards und Anforderungen entsprechen. 
vemichtet. Sofern erforderlich, muss der Träger sicherstel­
Darüber hinaus sind Regelungen zu treffen über len, dass Prüfmittel vor der ersten Inbetriebnah­

- den Zugang zu den Aufbewahrungsorten per­
sonenbezogener Unterlagen und deren An­
wendung, 

- DV-technische Absicherungen von Computer­
dateien sowohl auf dem einzelnen Speicher­
medium (z. B. Festplatte eines PC) als auch bei 
etwaigen Datenübertragungen im Intranet bzw. 

me und anschließend nach einem festgelegten 
Programm kalibriert bzw. geeicht werden. Wei­
terhin sind die Geräte, sofern erforderlich, zwi­
schen den planmäßigen Kalibrierungen bzw. 
Eichungen zu überprüfen. 

Alle Prüfmittel müssen ordnungsgemäß gekenn­
zeichnet und eindeutig identifizierbar sein. 

im Internet, Der Träger muss Regelungen zur Behandlung feh­

die Vernichtung von Akten und Dateien, 

die Einholung der erforderlichen Verschwie­
genheitserklärungen bei der Teilnahme Dritter 
an Kursen, 

lerhafter Prüfmittel dokumentieren. Fehlerhafte 
Prüfmittel müssen außer Betrieb genommen wer­
den, indem sie ausgesondert oder gekennzeich­
net werden. Der Träger muss nachprüfen, ob sich 
Mängel auf bereits durchgeführte Dienstleistun­

- vertragliche Vereinbarungen mit den Kursteil- gen ausgewirkt haben. 
nehmern über die Vertraulichkeit der in den 
Kursen zur Sprache kommenden persönlichen 
Sachverhalte. 

1.15 Der Träger muss zur Vermeidung qualitätsbezo­
gener Beschädigungen oder Beeinträchtigungen 
entsprechende Regelungen für die Handhabung, 

Die für die Durchführung von Kursen erhobenen die Lagerung, die Verpackung und den Versand 
personen bezogenen Daten dürfen nur für diesen sowie für die Vernichtung oder die Entsorgung 
Zweck verarbeitet und genutzt werden und sind von Unterlagen, Arbeitsmitteln und weiteren Ma­
sechs Monate nach Abschluss der jeweiligen Kur­ terialien, die für das Erbringen der Dienstleistung 
se mit Ausnahme der Daten zu löschen, die für relevant sind, treffen und aufrechterhalten. Die 
Maßnahmen der Qualitätssicherung oder der Auf­ relevanten datenschutzrechtlichen Bestimmun­
sicht erforderlich sind. Diese Daten sind zu sper­ gen sind hierbei zu beachten. 
ren und spätestens bis zum Ablauf des fünften Es dürfen nur Arbeits- und Prüfmittel zum Einsatz 
des auf den Abschluss der jeweiligen Kurse fol­
genden Jahres zu löschen. 

kommen, die weder beschädigt sind noch Quali­
tätsbeeinträchtigungen aufweisen. Entsprechen­

1.12 Der Träger muss Regelungen für Prüftätigkeiten de Überprüfungen nach längerer Lagerung sind 
erstellen, in denen die erforderlichen Prüfungen sicherzustellen. 
und die zu erstellenden Aufzeichnungen im Ein­
zeinen festgelegt sind. 

1.16 Der Träger muss aufgrund systematischer Planun­
gen und Aufzeichnungen jährlich interne Audits 

1.13 Der Träger stellt sicher, dass einheitliche Standards durchführen, um das Qualitätsmanagementsystem 
für die Beschaffung von Arbeits- und Prüfmitteln auf Übereinstimmung mit den Anforderungen und 
und die Vergabe von Unteraufträgen vorliegen. auf Wirksamkeit hin zu prüfen. 
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Vom Träger ist sicherzustellen, dass in allen SteI­
len, in denen die Kurse geplant und organisiert 
werden, die Erfüllung der Anforderungen durch 
jährliche Audits überprüft wird. 

In den Regelungen für die Planung und Durch­
führung interner Audits ist sicherzustellen, dass 
die internen Qualitätsaudits auf der Grundlage der 
festgelegten Qualitätsmanagementdokumente 
durchgeführt werden. 

Auch freiberufliche Mitarbeiter sind in die wieder­
kehrenden Audits einzubeziehen. 

Personen, die Audits durchführen, müssen ange­
messen qualifiziert und frei von Verantwortung für 
die auditierten Tätigkeiten sein sowie in ihrer 
Funktion als Auditor unabhängig von dem Perso­
nal sein, das direkte Verantwortung für die zu au­
ditierende Tätigkeit hat. 

Der Träger muss für den Fall, dass Unzulänglich­
keiten des Qualitätsmanagementsystems oder der 
Ausführung der jeweiligen Dienstleistung festgestellt 
werden, Verfahren und Zuständigkeiten für Rück­
meldungen und angemessene Korrektur- und Vor­
beugungsmaßnahmen festlegen. Durchführung und 
Wirksamkeit der veranlassten Maßnahmen sind zu 
überwachen und nachprüfbar zu dokumentieren. 

Die oberste Leitung des Trägers unterzieht das 
Qualitätsmanagementsystem im Abstand von 
einem Jahr einer Bewertung, um dessen fortdau­
emde Eignung und Wirksamkeit sicherzustellen. 

Die Ergebnisse der internen Audits und der jähr­
lichen Qualitätsmanagementbewertung müssen 
aufgezeichnet und diese Aufzeichnungen der 
Bundesanstalt für Straßenwesen auf Anfrage vor­
gelegt werden. 

1.17 	 Vom Träger ist bei Kursleitern ohne einschlägige 
Berufspraxis im ersten und zweiten Jahr nach der 
Ausbildung zum Kursleiter jeweils ein kompletter 
Kurs, ab dem dritten Jahr ihrer Tätigkeit jeweilS 
innerhalb von drei Jahren eine Kurssitzung einem 
Kursleiteraudit zu unterziehen. 

Über die Ergebnisse der Kursleiteraudits sind vom 
Kursauditor Aufzeichnungen anzufertigen, die fol­
gende Angaben enthalten: 

- Maßnahmenträger und Kursort, 

- Namen des Kursleiters und des Kursauditors, 

- Name des Kursprogramms. 

- Sitzungsnummer, 

- Datum des Kursleiteraudits, 

- Dauer des Kursleiteraudits, 

- eine nachvollziehbare Beschreibung der Ein­
zelbeurteilungen, 

- eine abschließende schriftliche Beurteilung 
durch den Kursauditor, 

- das Ergebnis der Rückmeldung an den audi­
tierten Kursleiter, 

- Unterschrift des Kursleiters und des Kursaudi­
tors. 

Die Aufzeichnungen müssen Angaben zur Ver­
mittlungskompetenz und Kursgestaltung des 
Kursleiters enthalten. 

Die Auswertung der Aufzeichnungen über die 
Kursleiteraudits und die daraus abgeleiteten Maß­
nahmen werden vom Qualitätsmanagementbe­
auftragten in den Auditbericht integriert. 

1.18 	 Der Träger muss unter Beachtung der entsprechen­
den gesetzlichen und behördlichen Forderungen 
den Bereich seiner Dienstleistung kontinuierlich 
verbessern. Dieser Prozess ist im Qualitätsmanage­
mentsystem des Trägers zu regeln. 

Das Ergebnis des kontinuierlichen Verbesserungs­
prozesses und die daraus resultierenden Änderun­
gen bei der Organisation und Durchführung der 
Dienstleistung müssen dokumentiert, einer Prü­
fung unterzogen und vor ihrer Verwirklichung ge­
nehmigt werden. 

1.19 	 Der Träger muss über Regelungen für die Behand­
lung von Beschwerden, die sich auf seine Tätig­
keiten beziehen, verfügen. 

Über alle Beschwerden und über alle zu deren Be­
handlung getroffenen Maßnahmen sind Aufzeich­
nungen zu führen. 

Wird eine Stellungnahme angefordert, muss die 
Stellungnahme nachvollziehbar und in der Sache 
klar und eindeutig begründet sowie in allgemein 
verständlicher Sprache abgefasst werden. 

1.20 	 Der Träger muss sicherstellen, dass jährliche Sta­
tistiken zu folgenden Bereichen erstellt werden: 

- Anzahl der durchgeführten Kurse, 

- Anzahl der Kurse pro Kursleiter, 

- Anzahl der Teilnehmer je Kurs, 

Gesamtanzahl der Kursteilnehmer, 

- Anzahl der Kurssitzungen pro Kurs und Woche, 

- Kursdauer in Kalendertagen je Kurs, 

- Anzahl der Kursausschlüsse, differenziert nach 
Ausschlussgründen, 

- Anzahl der Teilnehmer pro Abschlusssitzung 
(nur bei vorgesehener Nachbetreuungsphase). 

Die Statistiken sind der Bundesanstalt für Stra­
ßenwesen auf Anforderung vorzulegen. 

2. 	 Personal 

2.1 	 Der Qualitätsmanagementbeauftragte muss über 
ausreichende Kenntnisse und Kompetenzen im 
Qualitätsmanagement (Ausbildung zum Fachau­
ditor) verfügen. 

Mit der Durchführung der Kursleiteraudits muss 
der Qualitätsmanagementbeauftragte geeignete 
Mitarbeiter beauftragen, die über eine mindestens 
zweijährige Berufserfahrung als Kursleiter verfü­
gen (Durchführung von mindestens 12 Kursen). 
Eine Beauftragung ist nicht erforderlich, wenn er 
selbst die vorgenannten Voraussetzungen erfüllt. 

2.2 	 Vom Träger müssen ein fachlich weisungsbefug­
ter Leiter für den Fachbereich "Kurse zur Wieder­
herstellung der Kraftfahreignung" sowie dessen 
Stellvertreter ernannt sein, die vertraglich an den 
Träger gebunden sind und über eine mindestens 
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zweijährige Erfahrung als Leiter von Kursen zur 
Wiederherstellung der Kraftfahreignung (Durch­
führung von mindestens 12 Kursen) verfügen. 

2.6 

2.3 Der Träger muss sicherstellen, dass die Kursleiter 
folgende Qualifikationen erfüllen: 

- Abschluss eines Hochschulstudiums als Dip­
lom-Psychologe oder einen gleichwertigen 
Master-Abschluss in Psychologie, 

- verkehrspsychologische Ausbildung an einer 
Universität oder gleichgestellten Hochschule 
oder bei einer Stelle, die sich mit der Begut­
achtung oder Wiederherstellung der Kraftfahr­
eignung befasst, 

- Kenntnisse und Erfahrungen in der Untersu­
chung und Begutachtung der Eignung von Kraft­
fahrern. 

3. 
3.1 

Die letztgenannte Forderung kann dadurch erfüllt 
werden, dass der Kursleiter vor dem ersten von 
ihm eigenverantwortlich durchgeführten Kurs bei 
20 für Kurse zur Wiederherstellung der Kraftfahr­
eignung relevanten Begutachtungsfällen an einer 
Begutachtungsstelle für Fahreignung hospitiert 
(maximal vier Hospitationen pro Tag). 

3.2 

4. 

2.4 

Der Träger muss sicherstellen, dass die Kursleiter 
eine Ausbildung als Leiter von Kursen zur Wieder­
herstellung der Kraftfahreignung erhalten haben. 
Diese umfasst Einweisungen im Umfang von 16 
Stunden in theoretische Grundlagen und in die 
spezifischen Inhalte und Methoden des jeweiligen 
Kursprogramms sowie Ko-Moderationen von 
zwei vollständigen Kursen oder Ko-Moderation 
von einem vollständigen Kurs und Teilnahme an 
einem Musterkurs des jeweiligen Kursprogramms. 

Bei der Einweisung bereits ausgebildeter Kurslei­
ter mit einschlägiger Berufspraxis (Durchführung 
von mindestens 12 Kursen) in ein neues Kurspro­
gramm gelten folgende Mindestanforderungen: 

4.1 

4.2 

4.3 

- Einweisung in die spezifischen Inhalte und Me­
thoden des jeweiligen Kursprogramms 

Ko-Moderation von einem vollständigen Kurs 
oder Teilnahme an einem Musterkurs des je­
weiligen Kursprogramms 

2.5 Der Träger muss sicherstellen, dass jeder Kurs­
leiter 

- im Umfang von mindestens zwei Tagen pro 
Jahr an für den Tätigkeitsbereich relevanten 
Weiterbildungsmaßnahmen teilnimmt und 

- mindestens zwei Kurse pro Jahr durchführt. 

Sofern Kursleiter über die Qualifikation zur 
Durchführung von Kursen zur Wiederherstel­
lung der Kraftfahreignung von alkohol- und 
drogenauffälligen Kraftfahrern verfügen, ist je­
des Jahr pro Kursmodell mindestens ein Kurs 
durchzuführen. 

Vor Wiederaufnahme der Kursleitertätigkeit nach 
einjährigem oder längerem Aussetzen muss der 
Kursleiter die Einweisung in die spezifischen In­
halte und Methoden des jeweiligen Kurspro­
gramms und die Ko-Moderation eines vollständi­
gen Kurses nachweisen. 

Der Träger muss den Kursleitern Supervisionen 
anbieten und die Teilnahme der Kursleiter an den 
Supervisionen aufzeichnen. 

Es dürfen nur erfahrene Kursleiter als Superviso­
ren zum Einsatz kommen. Der Supervisor muss 
über eine Qualifikation als Kursleiter sowie über 
eine zweijährige Erfahrung in der Durchführung 
von Kursen verfügen (Durchführung von mindes­
tens 12 Kursen). 

Die Supervision kann als Einzelbetreuung oder in 
der Gruppe stattfinden. An den Gruppensitzungen 
sollten nicht mehr als 10 Supervisanden teilneh­
men. 

Räumliche und sachliche Ausstattung 

Der Träger muss die für die Durchführung der Kur­
se geeigneten Räumlichkeiten und eine sachge­
rechte Ausstattung nachweisen. 

Den Kursleitern muss ein Grundbestand an Fach­
literatur verfügbar sein, der kontinuierlich zu aktu­
alisieren ist. 

Kursprogramme zur Wiederherstellung der 
Kraftfahreignung 

Das Kursprogramm sowie die Bearbeitung und 
Anwendung spezifischer Themen und Methoden 
für die Kursdurchführung müssen im Kursleiter­
handbuch beschrieben und festgelegt werden. 

Die psychologischen Ziele des Kursprogramms, 
deren Begründung und deren konzeptionelle wie 
konkrete Umsetzung sowie die Zielgruppe des 
Kursprogramms (einschließlich der Ein- und Aus­
schlusskriterien) sind zu beschreiben. 

Kursprogramme müssen den Kursablauf festle­
gen und begründen: 

- Die theoretischen Grundlagen zu den Festle­
gungen über den Kursablauf müssen explizit 
erläutert werden. 

- Die Kursbausteine müssen in ihrer Abfolge und 
damit in ihrer Systematik - zumindest exemp­
larisch - so detailliert dargestellt werden, dass 
unmittelbar nachvollziehbar wird, 

• welche Ziele bzw. Teilziele in der betreffen­
den Interventionseinheit angestrebt werden, 

• mit welchen Interventionsmethoden dies an­
gestrebt wird, 

• wie überprüft werden kann, ob das Interven­
tionsziel/-teilziel tatsächlich erreicht wurde. 

- Bei der Umsetzung der Kursziele und den Fest­
legungen über den Kursablauf muss der aktu­
elle wissenschaftliche Erkenntnisstand berück­
sichtigt werden. 

- Bei den Festlegungen über den Kursablauf 
müssen die rechtlichen und organisatorischen 
Voraussetzungen berücksichtigt werden. 

- Die Eckdaten des Kursprogramms (Anzahl der 
Stunden und Sitzungen, Zeitraum zwischen 
Kursbeginn und Kursende, Mindestanzahl der 
Teilnehmer) müssen festgelegt und begründet 
werden. 
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Folgende Mindestanforderungen müssen er­
füllt sein: 

• Anzahl der Stunden: 
Mindestens 12 

• Anzahl der Sitzungen: 
Mindestens 4 

5. 
5.1 

• Zeitraum zwischen Kursbeginn und 
Kursende: 
Mindestens 3 Wochen (21 Tage) 

• Anzahl der Kursteilnehmer: 
Mindestens 4 Personen 5.2 
höchstens 12 Personen 

Kein Kurs darf begonnen werden, solange 
nicht die laut Kursprogramm vorgesehene Min­
destteilnehmerzahl erreicht ist. Sollten bei Be­
ginn des Kurses ein oder mehrere Teilnehmer 
nicht erscheinen und dadurch die vorgesehene 
Mindestteilnehmerzahl unterschritten werden, 
ist die Zustimmung für die Durchführung des 
Kurses bei der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde einzuholen. Diese Zustimmung ist, 
sofern sie nicht schriftlich erfolgt, von einem 
Vertreter des Trägers zu dokumentieren und 
mit Datum und Unterschrift zu bestätigen. In 
keinem Fall aber darf die Mindestanzahl von 
vier Personen bereits bei Beginn des Kurses 
unterschritten werden. 5.3 

Die Konsequenzen bei Nicht-Einhaltung der 
Eckdaten sowie die Verantwortlichkeiten hier­
für müssen geregelt sein. 

- Die vorgesehenen Materialien zur Vermittlung, 
zur Vorgehensweise der Moderation und die 
ergänzenden pädagogisch-psychologischen 
Hilfsmittel müssen erläutert, begründet und ex­
emplarisch visualisiert werden. 

4.4 Im Kursprogramm müssen die Anforderungen an 
Kursleiter beschrieben sein. In den Vorgaben zur 
Ausbildung von Kursleitem für das jeweilige Kurs­
programm müssen mindestens enthalten sein: 

- Begründungen genereller und kursspezifischer 
Anforderungen an Kursleiter, abgeleitet aus 
den Programmzielen sowie den zu vermitteln­
den Programminhalten, 

- Detaillierter Ausbildungs- und Einweisungsplan 
für die Kursleiter, 

- Festlegungen, welche Ausbildungsschritte er­
reicht sein müssen, bis der angehende Kurs­
leiter erstmals einen Kurs komoderieren bzw. 

5.4 

erstmals einen Kurs eigenverantwortlich durch­
führen darf, 

- Festlegung, unter welchen Voraussetzungen 
einem Kursleiter seine Qualifikation zur Kurs­
durchführung wieder abgesprochen wird. 

4.5 Der Träger muss den Bereich der Kurse zur Wie­
derherstellung der Kraftfahreignung weiterentwi­
ckeln und zur Steuerung dieses Prozesses Rege" 
lungen einführen und aufrechterhalten, um die 
Erfüllung der Qualitätsforderungen sicherzustellen. 

Weiterentwicklungen müssen unter Beachtung 
der einschlägigen gesetzlichen und behördlichen 
Forderungen erfolgen. 

Alle Kursänderungen, die im Rahmen der Weiter­
entwicklung am Kursprogramm vorgenommen 
werden, müssen der Bundesanstalt für Straßen­
wesen vor deren Umsetzung mitgeteilt werden. 

Durchführung von Kursen 

Der Träger stellt sicher, dass die Kursdurchfüh­
rung den Regelungen entspricht, die im Kurslei­
terhandbuch beschrieben sind. Über die Kurs­
durchführung sind entsprechende Aufzeichnungen 
anzufertigen . 

Der Träger stellt sicher, dass bei jedem Kunden 
die zur Kursteilnahme erforderlichen Vorausset­
zungen an hand der relevanten Unterlagen vor 
Vertragsabschluss geprüft werden. 

Durch eine Eingangsprüfung muss sichergestellt 
sein, dass 

- die Kursempfehlung durch das Gutachten in 
geeigneter Weise dokumentiert ist, 

- die Personenidentität durch Vorlage eines amt­
lichen Lichtbildausweises festgestellt wurde, 

- die Zustimmung der Fahrerlaubnisbehörde zur 
Kursteilnahme in geeigneter Weise dokumen­
tiert ist. 

Die Ergebnisse der Eingangsprüfung sind unter 
Angabe des Datums zu dokumentieren. 

In dem Vertrag zwischen Träger und Kursteilneh­
mer muss geregelt sein, dass weder eine weitere 
Teilnahme an dem Kurs noch die Ausgabe der 
Teilnahmebescheinigung zulässig sind, wenn sich 
im Verlauf des Kurses herausstellt, dass der Teil­
nehmer gegen die Kursregeln verstößt. 

Darüber hinaus muss sichergestellt sein, dass der 
Kursteilnehmer vor Vertragsabschluss über die 
Höhe der Kursentgelte, den Kursumfang sowie 
über die Auftragsbedingungen informiert wird. 

Ferner ist das Vorgehen zu regeln, wenn die ver­
einbarten Vertragsbedingungen seitens des Trä­
gers nicht eingehalten werden können. 

In dem Vertrag verpflichten sich Kursleiter und 
Kursteilnehmer zur Verschwiegenheit. 

Der Kursleiter stellt sicher, dass der Kursteilneh­
mer die Vertragselemente inhaltlich verstanden 
hat. Der Vertrag muss unter Angabe des Datums 
vom Kursteilnehmer unterschrieben sein. 

Unterlagen zur Vertragsprüfung müssen aufbe­
wahrt werden. 

Im Kursprotokoll werden die thematischen Inhalte 
jeder Kurssitzung, die Veränderungsvorschläge, 
die vereinbarten Hausaufgaben sowie die Beson­
derheiten (z. 8. Abmahnungen) dokumentiert. Das 
Kursprotokoll ist nach jeder Sitzung unter Angabe 
des Datums vom Kursleiter zu unterzeichnen. 
Die Kurssitzungen sind in der Weise zu protokOl­
lieren und die Protokolle so abzulegen, dass eine 
gegenseitige Vertretung der Kursleiter jederzeit 
möglich ist. 

Der Kursleiter hat sicherzustellen, dass die ange­
wendeten Themen und Methoden mit denen des 
Kursleiterhandbuches übereinstimmen. 

Jeder Kursteilnehmer hat nach jeder Kurssitzung 
die Teilnahme auf einer Anwesenheitsliste durch 
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seine Unterschrift unter Angabe des Datums zu 
bestätigen. Die Anwesenheitsliste ist Teil des 
Kursprotokolls. 

Jeder Teilnehmer muss mittels eines Fragebogens 

zu Rückmeldungen über die Kursdurchführung 

und über den Kursablauf aufgefordert werden. 

Diese müssen zum Zweck der Qualitätsverbesse­

rung ausgewertet werden. 


5.5 	 Die Teilnahmebescheinigung muss 

- den Vor- und Familiennamen, den Geburtstag 
und den Geburtsort sowie die Anschrift des 
Kursteilnehmers, 


- die Bezeichnung des Kursprogramms und 


- Angaben über Umfang und Dauer des Kurses 


enthalten. 


Es muss Sichergestellt sein, dass die in den Teil­

nahmebescheinigungen enthaltenen Daten voll­

ständig und richtig sowie mit den Daten aus der 

Eingangsprüfung abgeglichen sind. 


Die Bescheinigung ist vom Kursleiter und vom 

Kursteilnehmer unter Angabe des Ausstellungs­

datums zu unterzeichnen. 


Der Träger muss die von ihm ausgestellten Teil­

nahmebescheinigungen so gestalten, dass deren 

unlauterer Gebrauch erheblich erschwert wird 

(Fälschungssicherheit). 


Der Träger hat sicherzustellen, dass nur den Kurs­

teilnehmern, die die vertraglichen Bedingungen 

erfüllt haben, eine Teilnahmebescheinigung zur 

Vorlage bei der Fahrerlaubnisbehörde ausgehän­

digt wird. 


Eine Kopie der unterzeichneten Teilnahmebe­

scheinigung ist vom Träger zu archivieren. 


(VkBI. 2014 S. 110) 


